
Der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske
zeigt sich enttäuscht über die Zu-
stimmung des EU-Parlaments zum
Freihandelsabkommenzwischender
EU und Kanada, kurz CETA. „Das
EU-Parlament hat mit dem Votum
die unwiederbringliche Chance ver-
passt, sein entscheidendes politi-
sches Gewicht für ein wirklich gutes
Abkommen einzusetzen“, sagte
Bsirske nach der Abstimmung laut
einer Pressemitteilung.

Er sei zwar überzeugt, dass die
EU ein gutes Handelsabkommen mit
Kanadabrauche. Indervorliegenden
Form erfülle CETA diese Gestal-
tungsanforderungen nicht. Gerade
in Zeiten des Wiedererstarkens von
Protektionismus und Nationalismus
in den USA, die unabsehbare Wir-
kungenaufEuropaundseineRechts-
populisten hätten, wäre ein starkes
Zeichen der EU für ein faires und
sozialesAbkommenbesonderswich-
tig gewesen. Eins, das bei der Ge-
staltung von offenen Märkten und
freiem Handeln den Kriterien einer
fairen Globalisierung verpflichtet
sei. Nur so sei das Vertrauen der
Bürger/innen zu gewinnen.

„Mit der heutigen Zustimmung
verlässt sich das EU-Parlament ganz
auf die politische Zusicherung der
EU-Kommission beispielsweise bei
Arbeitnehmer/innenrechten im
Nachhinein noch nachbessern zu
wollen“, so Bsirske weiter. „Das
Ganze ist mit der heißen Nadel ge-
strickt. Jetzt kann man nur hoffen
undeinfordern,dassdieKommission
auch liefert!“

Die Mehrheit für das umstrittene
Abkommen war deutlich. 408 Par-
lamentarier sprachen sich in der na-
mentlichen Abstimmung dafür aus,
254 dagegen, 33 enthielten sich. Von
dendeutschenAbgeordnetenstimm-
ten vor allem die von Union und SPD
zu, aus den Reihen von Linken und
Grünen kamen Gegenstimmen. Als

gemischtes Abkommen müssen es
jetzt noch die nationalen Parlamente
ratifizieren.DiesenProzesswill ver.di
kritisch begleiten, kündigte Bsirske
an.

ver.di hat weiterhin große Beden-
ken bei einer Reihe von Punkten
des CETA-Vertragstextes. Dazu zäh-
len die Privilegien für ausländische
Investoren, die Lücken im Schutz
der öffentlichen Daseinsvorsorge
und fehlende Sanktionsmöglich-
keiten bei Verstößen gegen Arbeit-
nehmer/innenrechte. So hatte der
Beschäftigungsausschuss im EU-
Parlament empfohlen, CETA nicht
zuzustimmen. Problematisch ist für
ver.di auch, dass CETA jetzt nach
der Zustimmung des EU-Parlaments
in weiten Teilen vorläufig ange-
wendet werde – und das, obwohl
die Zustimmung der nationalen Par-
lamente noch ausstehe.

Mit der heißen Nadel gestrickt
freihandelsabkommen – EU-Parlament stimmt CETA zu, ver.di bleibt kritisch
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Europa
„Die historische Heraus-
forderung ist, ein neues,
ein stärkeres Europa zu
schaffen. Sonst werden
wir weder von Herrn
Trump und Herrn Putin
ernst genommen noch
von China.“

Bundesaußenminister
Sigmar Gabriel, SPD,
erklärt im Interview mit
der „Welt“ die größte
außenpolitische Heraus-
forderung Deutschlands

... dieser Ausgabe startet
ver.di ihre Berufsschul-
tour für Friseur-Azubis.
Niedrige Vergütungen,
frustrierende Ausbil-
dungserlebnisse – daran
will ver.di etwas ändern.
Im Rahmen der Kampag-
ne „Besser abschneiden“
fährt bis Ende Mai der
pinkfarbene Bus bei
mehr als 60 Berufsschu-
len vor. Erste Stationen
waren in Bremen und
Niedersachsen. ver.di
will vor Ort mit den Azu-
bis im Unterricht disku-
tieren und sie mobilisie-
ren. Das Ziel: Gemeinsam
soll ein bundesweiter,
allgemeinverbindlicher
Tarifvertrag erstritten
werden, der deutlich hö-
here Vergütungen sicher-
stellt. Die liegen derzeit
in Westdeutschland
durchschnittlich bei 494
Euro, im Osten bei nur
269 Euro im Monat. Da
ist noch viel Luft nach
oben. hla

www.besser-abschnei
den.info

www.facebook.com/
besserabschneiden

Strategiekonferenz
Am 24. und 25. März treffen sich auf Ein-
ladung des Bündnisses „TTIP unfairhan-
delbar“ Aktivist/innen in Kassel zu einer
Strategie- und Aktionskonferenz. Hier ist
auch ver.di präsent. Getroffen werden
sollen strategische Entscheidungen über
weitere Schritte im laufenden Jahr. Au-
ßerdem geht es um den Austausch von
Aktiven aus lokalen Bündnissen.
http://ttip-aktionskonferenz.de



Seit Jahrzehnten kündigen die rei-
chenStaatenderWeltan,0,7Prozent
ihres jährlichen Nationaleinkom-
mens für die Entwicklung der ärme-
ren Länder zur Verfügung zu stellen.
Aber „trotz großer Versprechen wird
Deutschland (…) in diesem Jahr
seine Ziele bei der Entwicklungshilfe
nicht erreichen“, kritisierte am 14.
April 2010 der „Spiegel“. Die Bun-
desrepublik werde nur 0,4 Prozent
ihrer Wirtschaftsleistung zur Hilfe
für arme Länder bereitstellen.

nun auf der post-2015-agenda

Der damals zuständige Bundesmi-
nister Dirk Niebel, FDP, betonte,
Deutschland stehe zu seinem Ziel,
die Entwicklungshilfe bis 2015 auf
0,7 Prozent der Wirtschaftsleistung
zu steigern. 2015 wurden dann 0,52
Prozent erreicht. Unterdessen be-
kräftigte der Europäische Rat seine
„Entschlossenheit“, 0,7-Prozent-Ziel
„innerhalb des zeitlichen Rahmens

der Post-2015-Agenda“ (also vor
2030)umzusetzen.Unterdessenwer-
den die armen Ländern immer ärmer.
Davon berichten unsere Medien nur
selten. Auf der einen Seite.

Auf der anderen Seite hatten sich
die Nato-Staaten 2014 „vorgenom-
men“,wieesder„Spiegel“ formuliert,
ihre Verteidigungsausgaben inner-
halb eines Jahrzehnts auf mindes-
tens (!) zwei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts zu steigern. Der neue
Präsident der Vereinigten Staaten
von Amerika muss nur ein einziges
Mal auf den Fingern pfeifen (wenn
man einen Twitter-Befehl mal so
umschreiben darf), schon steht Eu-
ropas politische Elite weitgehend
stramm und ruft: sorry vielmals, Ent-
schuldigung, nostra maxima culpa,
wird sofort erledigt. Und viele Me-
dien sorgen für die Marschmusik:
„Nato-Länder hinken mit Militär-
ausgabenhinterher“, titeltder„Spie-
gel“: „Nur“ drei Nato-Länder hätten
es 2016 „geschafft“, zwei Prozent

ihres BIP für die Verteidigung aus-
zugeben: die USA, Estland und –
man höre und staune – Griechen-
land.

investitionen bei der nato

Im ARD-Text heißt das auch nicht
mehr „Rüstung“ oder „Aufrüstung“,
sondern „Mehr Investitionen bei der
Nato“ oder „mehr Verantwortung in
dem Bündnis” übernehmen“. Die
„Süddeutsche Zeitung“ führt unter
dem Titel „Nato in Not” aus: „Die
künftige Sicherheit in Europa hängt
ganz wesentlich davon ab, ob
Deutschland sehr viel mehr tut und
andere mitzieht.“ Der „Neuen Zür-
cher Zeitung“ bereitet genau das
Sorgen: „Mehr als 70 Jahre nach
dem Ende des Zweiten Weltkriegs
und mehr als 27 Jahre nach dem
Fall der Mauer passiert das, wovor
viele einst gewarnt hatten: Deutsch-
land kündigt eine massive militäri-
sche Aufrüstung an.“ H. Müller

(pm/hla) Mitte Februar hat der Bun-
desrat einen Änderungsantrag zum
Personenbeförderungsgesetzanden
Bundestag überwiesen. Der Antrag,
der von den Ländern Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen, Schles-
wig-Holstein und Brandenburg ein-
gebracht worden ist, will es den
Kommunen ermöglichen, auch so
genannten eigenwirtschaftlichen
Antragstellern Tariftreue sowie so-
ziale Standards vorzugeben. Dazu
zählen Entlohnungs- und Arbeits-
bedingungen ebenso wie die Über-
nahme von Beschäftigten.

Bisher sind solche Vorgaben nur
bei Ausschreibungen und Direkt-
vergaben möglich. Konkurrierende

eigenwirtschaftliche Anträge müs-
sen sich bislang nicht an die bisher
geltenden tariflichen und ökologi-
schen Vorgaben halten. Das hat in
der jüngsten Vergangenheit unter
anderem dazu geführt, dass der
Stadtverkehr Pforzheim mit rund
250Arbeitsplätzenabgewickeltwor-
den ist, weil die Kommune in der
Ausschreibung einem eigenwirt-
schaftlichen Antrag einer Tochter
der Deutschen Bahn den Vorrang
geben musste („ver.di news“ be-
richtete).

ver.di begrüßt die Entscheidung
des Bundesrats. „Sie ist wichtig,
weil sich die Mehrheit der Länder
für eine soziale und faire Wettbe-

werbssituation ausspricht, in der
Qualität und nicht Lohndumping
entscheidet“, sagte ver.di-Bundes-
vorstandsmitglied Christine Behle.
Im kommunalen Nahverkehr arbei-
ten etwa 130 000 Beschäftigte. In
diesem und im kommenden Jahr
muss der größte Teil der Verkehrs-
vertragsvergaben auf den Weg
gebracht werden, weil die bisheri-
gen Verträge zu diesem Zeitpunkt
auslaufen. „Unsoziale eigenwirt-
schaftliche Anträge unterhöhlen
das Tarifsystem im Nahverkehr,
schwächen die Sozialpartner und
widersprechendamitdemGrundsatz
der sozialen Marktwirtschaft“, so
die Gewerkschafterin.

(pm) Anlässlich der Anhörung vor
demGesundheitsausschussdesBun-
destags Mitte Februar begrüßt ver.di
einen Änderungsantrag der Regie-
rungsfraktionen. Union und SPD
sprechen sich darin dafür aus, dass
auch die nach dem Inkrafttreten des

Notfallsanitätergesetzes erworbene
Berufserfahrung von Rettungsassis-
tent/innen bei der Überleitung be-
rücksichtigt werden soll. Bisher galt
das Inkrafttreten des Gesetzes am
1. Januar 2014 als Stichtag. In den
Augen von ver.di-Bundesvorstands-

mitglied Sylvia Bühler war dies aber
„durch nichts begründet“. Diese Un-
gleichbehandlung unter den Rettern
habe viele frustriert, denn neben ei-
ner qualifizierten Ausbildung sei die
Berufserfahrung im Rettungsdienst
ein dickes Plus.

Berufserfahrung als Plus
notfallsanitätergesetz – ver.di begrüßt Änderungsantrag von CDU, CSU und SPD

Die Vierte Industrielle
Revolution

(hla) Die Arbeitswelt
wird derzeit von der vier-
ten industriellen Revolu-
tion erfasst. Sie gehe
„mit nichts Geringerem
als einem tiefgreifenden
Wandel der menschli-
chen Zivilisation“ einher,
schreibt Klaus Schwab in
einem Buch. Der Grün-
der und Vorsitzende des
Weltwirtschaftsforums
zeigt auf 240 Seiten, in
welchen Bereichen welt-
weit die Entwicklungen
das Leben entscheidend
verändern werden. Ein
Bereich ist die Arbeits-
welt und damit verbun-
den auch die Beschäfti-
gung. Hier geht er davon
aus, dass sich die Ar-
beitswelt weiter zweitei-
len wird: zum einen in
einen Niedriglohn-Be-
reich, zum anderen in ei-
nen hochqualifizierten
Bereich. Wo genau wel-
che Bereiche wie betrof-
fen seien, könne man
aber noch nicht ab-
schließend sagen. Eine
der größten Herausfor-
derungen sieht Schwab
aber im Bereich Daten-
schutz. So kann das In-
ternet der Liberalisierung
und der Demokratisie-
rung dienen, aber auch
Massenüberwachung er-
möglichen. Daher, so
sein Credo, komme es
für Politik, Wissenschaft
und Gesellschaft darauf
an, diesen weitreichen-
den Prozess frühzeitig zu
gestalten.

klaus schwab: die
vierte industrielle
revolution, übersetzt
von petra pyka und
thorsten schmidt, phan-
teon verlag, münchen,
240 seiten, 14,99 euro,
isbn 978-3570553459
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Reisen bildet
Wer einen seiner Ange-
hörigen im Krankenhaus
besucht, merkt schnell,
dass hierzulande im Ge-
sundheitswesen etwas
im Argen liegt. Pflegen-
de am Rande ihrer Kräfte,
zu Pflegende, die sich
eher als Nummer denn
als Mensch fühlen und
dazwischen man selbst
auf der Suche nach In-
formationen über den
Gesundheitszustand und
die Heilung der Angehö-
rigen. Alle geben ihr Bes-
tes, aber die Folgen der
strukturellen Unterver-
sorgung mit qualifizier-
tem Personal sind un-
übersehbar. Das muss
nicht so sein. Ein Blick
ins Ausland zeigt, dass
das Zahlenverhältnis von
Patient/innen zu Pflegen-
den in vielen Ländern
besser ist. Das haben
Michael Simon und San-
dra Mehmecke mit ihrer
Studie deutlich gemacht.
Angesichts der Folgen
des Personalmangels für
die Versorgung der Pa-
tient/innen und für die
Beschäftigten kann die
Bundesregierung nicht
länger tatenlos zusehen.
Sie muss hier endlich die
gesetzlichen Weichen für
eine angemessene Be-
treuung stellen. Dass es
geht und vor allem wie
es geht, zeigt der Blick
ins Ausland.

(hla) Die Krankenhäuser in Deutsch-
land sind personell unterbesetzt.
Rund 162 000 Vollzeitstellen fehlen
nach Angaben von ver.di, davon al-
leine 70 000 in der Pflege. Auf Basis
einer von der Hans-Böckler-Stiftung
geförderten Studie, die die Gesund-
heitssystemspezialisten Michael Si-
mon und Sandra Mehmecke jüngst
vorgelegt haben, kommt ver.di zu
dem Schluss, dass allein im Nacht-
dienst 19 500 Vollzeitbeschäftigte
zu wenig im Einsatz sind. Das be-
deutet, dass das derzeit im Nacht-
dienst eingesetzte Personal mehr
als verdoppelt werden müsste. Die
Mehrkosten beziffert ver.di auf rund
eine Milliarde Euro pro Jahr.

Simon und Mehmecke haben in
einem internationalen Vergleich ge-
schaut, wo es Vorgaben für die Per-
sonalbemessung gibt. Bei den so
genannten Nurse-to-Patient-Ratios
wird festgelegt, in welchem Ver-
hältnis die Zahl von Patient/innen
und Pflegekräften stehen muss. Die-
se Vorgaben können staatlich oder
tariflich sein. Dahinter stehe, so Si-
mon und Mehmecke, oft die Über-
zeugung, „dass die Vorhaltung einer
ausreichenden Anzahl qualifizierter
Pflegekräfte eine wichtige Voraus-
setzung für eine qualitativ gute
Krankenhausbehandlung ist“.

Fündig wurden sie in einzelnen
Bundesstaaten Australiens bzw. der
USA, aber auch in Belgien. Dabei
mussauchderPflegebedarfermittelt
werden. In Deutschland versorgen
zur Zeit in einer Nacht rund 17 000

Pflegekräfte 324 000 Patient/innen.
Das hat ver.di auf Basis einer bei
einem Nachtdienstcheck im Herbst
2015 erhobenen Stichprobe errech-
net. 64 Prozent der Pflegekräfte
waren allein auf ihrer Station und
mussten dabei durchschnittlich 26
Patient/innen versorgen. Allgemein
liegt das Verhältnis Pflegekraft/
Patient/in bei 1:13. Damit liegt

Deutschland im Vergleich mit an-
deren Ländern abgeschlagen. In
den USA beträgt es 1:5,3, in den
Niederlanden 1:7.

ver.di macht sich für eine gesetz-
liche Personalbemessung stark. Au-
ßerdem gibt es eine bundesweite
Tarifbewegung zu tariflichen Vor-
gaben. Ziel ist nicht nur eine bessere
Versorgung der Patient/innen, auch
die Beschäftigten sollen vor Über-
lastung geschützt werden. „Der in-

ternationale Vergleich zeigt den
dringenden Handlungsbedarf. Dar-
auf zu setzen, dass Markt und Wett-
bewerbes irgendwannschonrichten
werden, ist angesichts der Lage
nicht mehr vertretbar“, sagte ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Sylvia
Bühler.
Mehr zu geplanten Aktionen

von ver.di auf Seite 4

Mehr Personal, mehr Qualität
krankenhäuser – 19 500 Pflegekräe zu wenig in der Nacht

heike langenberg ist
die verantwortliche
redakteurin der
„ver.di news”
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Fehlende Pflegekräfte in Deutschland

QUELLE: BERECHNUNG VON VER.DI

** anrechenbare Hilfskräfte bereits

abgezogen

* Nach dem Schlüssel des australischen

Bundesstaats Victoria
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Krankenhäuser
insgesamt

Krankenhäuser
oder Unikliniken

öffentlich freigemeinnützig privat Unikliniken

Pflegefachkräfte vorhanden

Hilfskräfte

Pflegekräfte Soll*

Differenz**

Die Studie...
... „Nurse-to-Patient Ratios. Ein interna-
tionaler Überblick über staatliche Vorga-
ben zu einer Mindestbesetzung im Pfle-
gedienst der Krankenhäuser“ von
Michael Simon und Sandra Mehmecke
kann kostenlos unter
www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_027
_2017.pdf heruntergeladen werden.

Tarifrecht nicht aushebeln
infrastruktur – ver.di fordert Überleitungstarifvertrag sowie Tarifvertrag für neue Gesellscha

(pm) Mitte Februar hat der Bundes-
tag über die Zukunft der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen beraten.
Dabei hat ver.di ihre Forderung be-
kräftigt, dass der Übergang von der
Bundesfernstraßengesellschaft hin
zur Infrastrukturgesellschaft nicht
zu Lasten der Beschäftigten gehen
dürfe. ver.di-Bundesvorstandsmit-
glied Wolfgang Pieper machte sich
für eine umfassende Absicherung
der Beschäftigten hinsichtlich Ar-
beitsplatz und -ort sowie Einkom-
mens- und Beschäftigungsbedin-
gungen durch tarifvertragliche

Regelungenstark. „Eineumfassende
Absicherung ist nur durch einen
Überleitungstarifvertrag möglich“,
so Pieper.

erhebliche unterschiede

Der Gewerkschafter verwies darauf,
dass zwischen Bund, Ländern und
Kommunen erhebliche Unterschiede
indentariflichenArbeitszeitensowie
bei Weihnachtsgeld, Eingruppie-
rungen und Zulagen bestehen. Die
geplante Infrastrukturgesellschaft
müsse verpflichtet werden, sowohl

einen solchen Überleitungstarifver-
trag als auch einen Tarifvertrag, der
für die neue Gesellschaft Geltung
hat, abzuschließen. Die Bundes-
regierung plane hingegen eine ge-
setzliche Überleitung, die das Tarif-
recht aushebele und die Interessen
der Beschäftigten nicht berücksich-
tige. Pieper begrüßte, dass der Bun-
desrat einen Teil der Kritik von ver.di
amGesetzespaketaufgegriffenhabe.
In die neue Infrastrukturgesellschaft
sollen alle Bundesautobahnen über-
führt werden. Betroffen sind rund
18 000 Beschäftigte.



(hla) „Heute schon Pause gemacht?“
Das fragen sich die Klinikbeschäf-
tigten bundesweit am 21. Februar,
nach Redaktionsschluss dieser Aus-
gabe der „ver.di news“. An diesem
Tag ruft ver.di sie zu einem Kran-
kenhausaktionstag auf, an dem sie
die Pausen nehmen sollen, die ihnen
zustehen. Die kommen im Klinikall-
tag oft viel zu kurz. Bei einem Nacht-
dienstcheck von ver.di haben 70,6
Prozent der Beschäftigten angege-
ben, dass sie keine Pause machen
konnten. Und wegen des Personal-
mangels sieht das auch im Tages-
dienst nicht viel besser aus.

Doch Pausen sollten Ruhezeiten
sein, echte Erholung vom Alltag –
und deswegen sogar mit gesetzlich
verankertem Anspruch. Stattdessen
wird in den Krankenhäusern häufig
nur auf eine Art Einspringbereit-
schaft umgeschaltet. Auf Dauer ge-
fährden die Beschäftigten damit
ihre eigene Gesundheit. Um die vor-
geschriebenenPausenauchwirklich
nehmen zu können, bräuchten die
Krankenhäuser mehr Personal. Hier
fordert ver.di eine gesetzliche Per-

sonalbemessung, bei der der Ge-
setzgeber verbindliche Standards
festlegen muss, die regeln, wie viel
Personal der verschiedenen Berufs-
gruppen für wie viele Patient/innen
da sein muss.

Am Aktionstag sollen die Beschäf-
tigten bei verschiedenen Aktionen
auf diesen Missstand aufmerksam
machen. Protest vor dem Haus ist
ebenso möglich wie öffentlichkeits-
wirksame Aktionen oder Gespräche
mit Kolleg/innen auf den Stationen
oder in den Bereichen, um gemein-
sam zu überlegen, wie man die Si-
tuation ändern kann. Auch ist es
möglich, Briefe und Fotos an die je-
weiligen Bundestagsabgeordneten
zu schicken. „Wir brauchen Pause.
Wir brauchen mehr Personal“, ist
dabei die bundesweit einheitliche
Botschaft.

das saarland geht voran

Im Saarland hat ver.di die 21 Kliniken
zu Verhandlungen über einen Tarif-
vertrag Entlastung aufgefordert.
Aber das lehnen kirchliche wie frei-

gemeinnützige Träger bislang ve-
hement ab. Bei einer Streikkonferenz
haben Ende Januar 184 Delegierte
von 184 Teams aus den 21 Kliniken
zu einer Großdemo am 8. März in
Saarbrücken aufgerufen.

Anfang Februar haben ver.di, die
Saarländische Krankenhausgesell-
schaft und das Gesundheitsminis-
terium des Landes eine gemeinsame
Erklärungverabschiedet.Darinheißt
es unter anderem: „Es muss finan-
ziellen Spielraum geben für eine
deutlich bessere Personalausstat-
tung, die eine adäquate Personal-
besetzung auf Normalstation,
Intensivstation, imOPund imNacht-
dienst, sowie verlässliche Dienst-
pläne und die Einhaltung der Pau-
senregelungermöglicht.“Mitdiesem
Ziel schließen sich die Kranken-
hausträger und das Ministerium
der von ver.di initiierten Demo an.
Start ist am 8. März um 11 Uhr am
Bürgerhaus Burbach, Ziel ist das
Staatstheater. Dort findet um 13 Uhr
eine Kundgebung statt.
http://gesundheit-soziales.
verdi.de/themen/entlastung/

Arbeit 4.0

(GL) Die Chiffre „Arbeit
4.0“ steht für die vierte
industrielle Revolution,
die mit weitreichender
digitaler Vernetzung Ar-
beitsprozesse verändert.
Sie bedeutet für Arbeit-
nehmer/innen mobile Ar-
beit, vermehrte Erreich-
barkeit für die Firma,
Crowdworking und im
öffentlichen Dienst Ar-
beitsvorgänge im Rah-
men von E-Government.
Dies stellt Betriebs- und
Personalräte vor spezifi-
sche Handlungserforder-
nisse. Marcus Schwarz-
bach gibt hier eine
praxisorientierte Einfüh-
rung, die die Problema-
tik sichtbar macht und
Handlungsmöglichkeiten
beschreibt. Er skizziert
die Regelungsbedarfe
zur Qualifizierung der
Beschäftigten, formuliert
Fragenkataloge für Be-
triebs- und Personalräte,
damit sie auf Augenhöhe
mit dem Arbeitgeber
über Betriebs- und
Dienstvereinbarungen
verhandeln können.
Schwarzbachs Arbeitshil-
fe hat hier den Vorzug,
dass er sich nicht nur auf
das Betriebsverfassungs-
gesetz bezieht, sondern
explizit auf entsprechen-
de Rechtsquellen im Per-
sonalvertretungsrecht
hinweist. Der Autor pro-
blematisiert, dass die In-
teressenvertretung hier
nicht selten zwei „Fron-
ten“ gegenübersteht:
dem Arbeitgeber und
dem Arbeitnehmer. Des-
halb plädiert Schwarz-
bach eindringlich für de-
taillierte Betriebs- und
Dienstvereinbarungen.

marcus schwarzbach:
digitale arbeit, e-go-
vernment, arbeit 4.0,
walhalla fachverlag,
regensburg,
168 seiten, 19,95 euro,
isbn 978-3802915840

Mach mal Pause
krankenhäuser – ver.di macht bundesweit mobil für mehr Personal

deutsche presse-agentur (dpa)
– (pm) Die rund 800 Beschäftigten
der dpa GmbH und ihrer journalis-
tischen Tochterunternehmen be-
kommen rückwirkend zum 1. Januar
2,8 Prozent mehr Geld. Außerdem
werden die Einstiegsgehälter in den
Redaktionen der Konzernmutter an-
gehoben. Für die Beschäftigten der
Tochterunternehmen und der dpa
GmbH konnten ver.di und der Deut-
sche Journalisten-Verband eine be-
triebliche Altersversorgung durch-
setzen. Auch der Manteltarifvertrag
wird wieder in Kraft gesetzt. Auch
wurden spätere Sprünge in höheren
Tarifgruppen sowie die Streichung
der so genannten dpa-Dienstjahre
ab 2019 vereinbart. Für das Ergeb-
nis gilt eine Erklärungsfrist bis zum
6. März; die Deutsche Journalistin-
nen-undJournalisten-Union inver.di
befragt derzeit ihre Mitglieder bei
der dpa zu dem Ergebnis.

postbank – (pm) Die ver.di-Tarif-
kommissionen für die Postbank Fi-
lialvertrieb AG und die Postbank

haben Anfang Februar ihre Forde-
rungen beschlossen. Danach sollen
die Gehälter um 5,0 Prozent erhöht,
die Azubivergütung deutlich ange-
hoben werden. Der Kündigungs-
schutz soll bis Ende 2022 verlängert
werden. Des Weiteren fordert ver.di
den Abschluss eines Zukunftstarif-
vertrags, um die Veränderungen der
Arbeitsbedingungen insbesondere
durchdieDigitalisierungzugestalten.
Verhandelt wird für rund 18 000 Be-
schäftigte bei der Postbank, Post-
bank Filialvertrieb sowie der BHW
Gruppe und weiterer Tochterunter-
nehmen wie dem Betriebscenter für
Banken, der PB Service, der PB Direkt,
dem BHW KSG und der PB Firmen-
kunden AG. Die Verhandlungen sol-
len am 6. April in Bonn beginnen.

groß- und außenhandel – (pm)
ver.di fordert für die rund 120 000
Beschäftigten des Groß- und Au-
ßenhandels in Baden-Württemberg
5,6 Prozent mehr Lohn und Gehalt.
Die Azubi-Vergütungen sollen um
80 Euro erhöht werden. Das hat die

Große Tarifkommission von ver.di
beschlossen. Die Tarifverträge wer-
den zum 31. März gekündigt, die Ar-
beitgeber werden aufgefordert, die
Verhandlungen zügig aufzunehmen

postdienste, speditionen, logis-
tik – (pm) Für die in diesem Jahr
anstehenden Tarifverhandlungen in
den Bereichen Postdienste, Spedi-
tionen, Logistik hat der zuständige
ver.di-Bundesfachbereichsvorstand
den zuständigen Tarifkommissionen
eine Forderung empfohlen. Sie liegt
bei 5,0 Prozent bei einer Laufzeit
von zwölf Monaten. Über die kon-
kreten Forderungen entscheiden die
jeweiligen Tarifkommissionen. In
diesem Jahr stehen Verhandlungen
über Flächentarifverträge in zehn
Bundesländern sowie für elf bun-
desweit geltende Haustarifverträge
an. Die bundesweite Empfehlung
setzt sich aus den volkswirtschaft-
lichenPrognosenfürPreissteigerung
und Produktivitätsfortschritt sowie
einerUmverteilungskomponentezu-
sammen.

b u c h t i p p
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Fragen und
Zustimmung

Wie bewertest Du
das Tarifergebnis?
Als richtig gut! Es ist ein
komplexes Paket mit vie-
len guten Bestandteilen.
Ich finde es sehr wichtig,
dass wir die Stufe 6 für
die oberen Entgeltgrup-
pen durchgesetzt haben,
aber genauso wichtig ist
mir der Mindestbetrag
von 75 Euro für die unte-
ren Entgeltgruppen. Ich
freue mich auch über
das Ergebnis für unsere
Azubis. Das Ganze ist
ausgewogen. Je mehr
meine Kollegen über die
Einzelheiten erfahren,
desto positiver reagieren
sie. Ich habe schon mit
vielen gesprochen, es
gab Fragen von Kollegin-
nen und Kollegen – und
Zustimmung.

Wie wird die Mit-
gliederbefragung
bei Euch laufen?
Am 21. Februar informie-
ren wir den Personalrat
und die Vertrauensleute.
Die schnelle Information
durch ver.di läuft perfekt,
das muss ich sagen. Wir
starten dann die aufsu-
chende Mitgliederbefra-
gung, dabei wollen wir
die Chance nutzen und
auch mit Nicht-Mitglie-
dern ins Gespräch kom-
men.

(cvz) Nach schwierigen Verhand-
lungen und bundesweiten Warn-
streiks lag am 17. Februar in Potsdam
eine Tarifeinigung für die Beschäf-
tigten der Länder (ohne Hessen) in
der Tarif- und Besoldungsrunde vor.
Gewerkschaften und Arbeitgeber
haben sich auf ein umfassendes Pa-
ket aus prozentualen Gehaltsanhe-
bungen und strukturellen Verbes-
serungen geeinigt. „Wir haben
unsere zentralen Ziele umsetzen
können“, sagte der ver.di-Vorsitzen-
de Frank Bsirske. „Deutliche Real-
lohnsteigerungen, Verbesserungen
in den oberen Entgeltgruppen, aus-
balanciert durch eine soziale Kom-
ponente.“

Die Gehälter steigen ab 1. Januar
dieses Jahres um 2,0 Prozent, min-
destens aber um 75 Euro, und ab
Januar kommenden Jahres um
weitere 2,35 Prozent. In den höheren
Entgeltgruppen (9 bis 15) wird in
zwei Schritten eine Stufe 6 angefügt.

Viele Beschäftigte im Sozial- und
Erziehungsdienst bekommen mo-
natliche Zulagen, so Erzieher/innen,
Kitaleiter/innen und Sozialarbeiter/
innen. Die Vergütungen für die Aus-
zubildenden steigen Januar und
ab Januar 2018 um je 35 Euro. Die
bisher geltenden Übernahmerege-
lungen für die Azubis werden um
zwei Jahre verlängert. Außerdem
bekommen sie einen Urlaubstag
mehr. Der Vertrag läuft bis Ende
2018.

wie es jetzt weitergeht

Was die Einbeziehung der schulisch-
betrieblichen Ausbildungen in die
Azubi-Tarifverträge betrifft, zum Bei-
spiel für Medizinisch-technische As-
sistent/innen, werden im April Ta-
rifverhandlungenaufgenommen,die
im Herbst dieses Jahres abgeschlos-
sen sein sollen. Die Gespräche wer-
den unter Beteiligung der Verhand-

lungsführer Frank Bsirske für die
Gewerkschaften und Peter-Jürgen
Schneider für die Arbeitgeber der
Länder geführt.

Für diese Verhandlungen wird
eine spezielle Verhandlungskom-
mission der Azubis eingerichtet. Auf
die immer noch fehlende Tarifierung
– und damit Vergütung – für me-
dizinischeAusbildungsberufehatten
während der diesjährigen Tarif- und
Besoldungsrunde besonders Be-
schäftigte an den Unikliniken in
Nordrhein Westfalen mit Aktionen
hingewiesen.

Ohne den Druck durch bundes-
weite Warnstreiks wäre diese Tarif-
einigung nicht möglich gewesen.
Die ver.di-Bundestarifkommission
hat den ver.di-Mitgliedern einstim-
mig empfohlen, dem Ergebnis zu-
zustimmen. Jetzt findet in Betrieben
und Verwaltungen die Mitglieder-
befragung statt.
www.troed.verdi.de

Gutes Gesamtpaket
öffentlicher dienst länder – Mitglieder entscheiden jetzt über die erreichte Einigung

(hla) Anfang Februar ist es zu ers-
ten Warnstreiks der Beschäftigten
der Bodenverkehrsdienste an den
Flughäfen in Berlin, Hamburg und
Stuttgart gekommen. Bundesweit
verhandelt ver.di Haustarifverträge
an acht verschiedenen Standorten.
Gefordert sind Tariferhöhungen um
ein bis zwei Euro pro Stunde und

die Einführung neuer Gehaltsgrup-
pen. Viele der Beschäftigten werden
trotz ihrer verantwortungsvollen Tä-
tigkeit gerade einmal auf Mindest-
lohnniveau bezahlt. In Berlin fand
Mitte Februar bereits die fünfte Ver-
handlungsrunde für die rund 2000
Beschäftigten an den drei Berliner
Flughäfen statt, auch diesmal be-

gleitet von Warnstreiks. Doch mehr
als Gehaltssteigerungen um ein Pro-
zent pro Jahr wollte der Arbeitgeber
auch diesmal nicht bieten. Daher
bereitet ver.di hier eine Urabstim-
mung vor. Auch an den anderen
Standorten sind bislang keine Eini-
gungen in Sicht.
www.verdi-airport.de

ver.di bereitet Urabstimmung vor
bodenverkehrsdienste – Bislang noch keine Einigung in Sicht

Auch Anreiz für Fachkräfte
gesundheit –Tarifvertrag für DRK Döbeln-Hainichen mit sozialen Komponenten

(pm/ml) Das Deutsche Rote Kreuz,
KreisverbandDöbeln-Hainichen,und
ver.di haben sich nach der fünften
Verhandlungsrunde auf einen Tarif-
vertrag geeinigt: Retter und Erzie-
herinnen bekommen demnach in-
nerhalb der kommenden fünf Jahre
bis zu 25 Prozent mehr Geld. In den
PflegeeinrichtungendesDRKsteigen
die Einkommen ab dem nächsten
Jahr jährlich um 3,0 Prozent.

Kürzere Arbeitszeiten, höhere Ruf-
bereitschaftsvergütung und mehr
Zusatzurlaub sind weitere verein-
barte Vorteile. Mit der Einführung

eines Krankengeldzuschusses hat
sich der Arbeitgeber zu einer wich-
tigen sozialen und existenzsichern-
den Komponente verpflichtet, die
weit über den gesetzlichen Rahmen
der Entgeltfortzahlung hinausgeht.

attraktive arbeitsplätze

Der Tarifvertrag könne einen wert-
vollen Beitrag im Wettbewerb um
Fachkräfte leisten, sagt ver.di-Ver-
handlungsführer Andre Urmann:
„Die Attraktivität der Arbeitsplätze
wird, wenn auch schrittweise, deut-

lich verbessert.“ Daniel Weiderer,
Rettungsassistent imDRKundver.di-
Mitgleid, sagte, der Erfolg sei hart
erkämpft. Man habe sich seit langem
wieder ernstgenommen gefühlt und
auf Augenhöhe mit dem Arbeitgeber
verhandelt.

Das DRK Döbeln-Hainichen be-
treibt im Landkreis Mittelsachsen
mehrere Rettungsdienste, Kinder-
tagesstätten, Horte, Pflegeheime
und Pflegedienste. Der Tarifvertrag
gilt für über 600 Beschäftigte des
Kreisverbandes. 2019 soll wieder
verhandelt werden.

roland wegener
ist mitglied der ver.di-
bundestarifkommission
und des personalrats
an der behörde für
gesundheits- und
verbraucherschutz
beim land hamburg

i n t e r v i e w
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Ein zu gutes Zeugnis
ist am Ende schlecht

(dgb-rs) Die Zeugnis-
sprache birgt unzählige
Fallstricke. Einer davon:
besonders gute Formu-
lierungen. So hatte das
Landesarbeitsgericht
Hamm (LAG) über ein
Arbeitszeugnis zu ent-
scheiden, mit dem einem
Arbeitnehmer beschei-
nigt worden war, dass er
über eine „extrem gute
Auffassungsgabe“ ver-
füge und seine Aufgaben
mit „äußerst beispiel-
haftem Engagement“
erledige, berichtet der
DGB-Rechtsschutz (www.
dgb-rechtsschutz.de).
Weiter war in dem Doku-
ment die Rede von „ex-
trem gut“ entwickelten
Fähigkeiten und einem
„extrem freundlichen“
Wesen des Beurteilten.
Zusammenfassend hieß
es: „Wenn es eine besse-
re Note als ‚sehr gut‘ ge-
ben würde, würden wir
ihn damit beurteilen.“
Auf den ersten Blick wur-
de klar: Durch diese
Häufung von Superlati-
ven wirkte das gesamte
Zeugnis lächerlich. Nach
der Rechtsprechung
müssen Arbeitszeugnisse
aber wahrheitsgemäß
Art und Dauer der Tätig-
keit, auf Wunsch auch
die Leistung und das
Verhalten der beurteilten
Person wiedergeben und
in sich verständlich und
widerspruchsfrei sein.
Der letzte Satz des vom
Gericht zurückgewiese-
nen Zeugnisses lautete
aber: „Herr F. verlässt
unser Unternehmen auf
eigenen Wunsch, was
wir zur Kenntnis neh-
men.“ Schulterzucken
also, kein bisschen Be-
dauern, und das bei
einem Beschäftigten, der
„besser als sehr gut“ ist?
Absurd.
Aktenzeichen:
12 Ta 475/16
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Zahl der Streitfälle bleibt hoch
arbeits- und sozialrecht – 2016 gab es unterschiedliche Trends bei den Bundesgerichten
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(GL) Spektakuläre Rechtsstreite vor
Arbeits- und Sozialgerichten gibt
es eher selten. Beide Gerichtsbar-
keiten sind aber ein Spiegelbild der
sozialstaatlichen Verhältnisse hier-
zulande. Die Bestände an Rechts-
streitigkeiten vor den beiden höch-
strichterlichen Instanzen haben sich
auch 2016 auf hohem Niveau bewegt,
wie die jüngst vorgelegten Jahres-
berichte ausweisen. Insbesondere
die Sozialgerichtsbarkeit steht we-
gendesunveränderthohenEingangs
von Klagen unter Druck.

verfahrensdauer beim bag
auf sieben monate verkürzt

Im vergangenen Jahr sind beim Bun-
desarbeitsgericht (BAG) in Erfurt
mit 2376 Streitsachen drei Prozent
mehr eingegangen als im Jahr zuvor.
Abgeschlossen wurden 2195 Verfah-
ren, so dass zum Jahreswechsel
noch 1639 Fälle unerledigt waren.
Verkürzt hat sich die durchschnitt-
liche Verfahrensdauer auf sieben
Monate und zwei Tage (2015: acht
Monate, 23 Tage). Ein wenig verrin-
gert hat sich der Anteil von Streit-
sachen um die Beendigung von Ar-
beitsverhältnissen, die aber immer
noch ein gutes Fünftel ausmachen.
Abgenommen hat auch die Zahl der
Prozesse rund um das Arbeitsentgelt
– ihr Anteil an den Eingängen: 11,6
Prozent (2015: 13,9 Prozent). Zuge-
nommen hingegen haben arbeits-
rechtliche Auseinandersetzungen
um die Betriebsrente (Anteil 2016:
10,4 Prozent; 2015: 9,7 Prozent).

In einer Vorschau auf Verfahren,
die in diesem Jahr anstehen, verwies

BAG-Präsidentin Ingrid Schmidt mit
Blick auf die Digitalisierung in den
BetriebenaufdiezunehmendeÜber-
wachung von Arbeitnehmern. Mit
Spähsoftware, beispielsweise so-
genannten Keyloggern, werde ihr
Verhalten kontrolliert. BAG-Ent-
scheidungen werden auch zu den
Themen der Kontrolle des Surfver-
haltens im Internet sowie des Abrufs
von dienstlichen E-Mails in der Frei-
zeit erwartet.

noch mehr rechtsstreite
um das arbeitslosengeld

Beim Bundessozialgericht (BSG) in
Kassel ist 2016 mit 3691 die Zahl der
neuen Streitsachen sogar um 8,5
Prozent zurückgegangen (Vorjahr:
4032)eingegangen;dennochbewegt
sie sich seit 2012 (3667) auf hohem
Niveau, während es 2005, also
bevor das Thema Hartz IV beim BSG
ankam,„nur“2492waren.Signifikant
ist bei den vom BSG 2016 erledigten

Rechtsstreitigkeiten eine deutlich
gestiegene Befassung mit der Ar-
beitslosenversicherung (SGB III) ein-
schließlich der Grundsicherung nach
SGB II: 64 Revisionen und 881 Nicht-
zulassungsbeschwerden.Rückläufig
waren Streitsachen zur Rentenver-
sicherung, die aber nach wie vor ei-
nen Themenschwerpunkt des Bun-
dessozialgerichts darstellen.

InmehrerenEntscheidungenhatte
sich das BSG 2016 mit Wegeunfällen
zu befassen. So ist ein Unfall auf
der Treppe vom Home-Office zur
KüchekeinArbeitsunfall, auchwenn
der Arbeitgeber das Equipment des
heimischen Büros bezahlt hat, ent-
schieden die Richter im Juli. In
einem anderen Verfahren hat das
BSG festgestellt, dass der Unfall
während einer Wanderung in Ver-
bindung mit einer betrieblichen
Weihnachtsfeier als Arbeitsunfall
anzusehen ist.
www.bundesarbeitsgericht.de
www.bsg.bund.de

Neu anhängige Rechtsstreite

QUELLEN: BAG/BSG
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Bundesarbeitsgericht (BAG)

Bundessozialgericht (BSG)

vor der betriebsratssitzung elf
stunden frei – (dgb-rs) Betriebs-
ratsmitglieder, die im Schichtsystem
arbeiten, haben nach Paragraf 5
Abs. 1 des Arbeitszeitgesetzes
(ArbZG) einen Anspruch auf elf Stun-
den Erholungszeit, bevor sie an einer
außerhalb ihrer Schicht stattfinden-
den Betriebsratssitzung teilnehmen.
Sie sind somit berechtigt, ihre Arbeit
in der vorangehenden Nachtschicht
früher zu beenden, und zwar ohne
Lohnabzug. So hat laut DGB-Rechts-
schutz (www.dgb-rechtsschutz.de)

jetzt das Bundesarbeitsgericht ent-
schieden.
Aktenzeichen: 7 AZR 224/15

fahrten zur arbeit sind für
leiharbeitnehmer/innendienst-
reisen – (hem) Auch nach dem seit
2014 neu geregelten Reisekosten-
recht können Leiharbeitnehmer/in-
nen für ihre Fahrten zum Betrieb
des Entleihers und zurück nach
Hause wie Dienstreisen mit 0,30
Euro pro gefahrenem Kilometer als
Werbungskosten steuerlich geltend

machen. Sie müssen sich vom Fi-
nanzamt nicht auf die sogenannte
Entfernungspauschale verweisen
lassen. So hat das Finanzgericht
Niedersachsen entschieden und da-
bei auf eine alte Festlegung des
Bundesfinanzhofs verwiesen, dass
Leiharbeitnehmer/innen typischer-
weise nicht über eine „regelmäßige
Arbeitsstätte“ verfügen. Also hätten
sie auch keine „erste Tätigkeitsstätte“
nach neuem Recht, so das Finanz-
gericht.
Aktenzeichen: 9 K 130/16



Die Vorteile
aufzählen

Wir sagen den Kollegin-
nen und Kollegen im
persönlichen Gespräch,
auch am Arbeitsplatz,
welche Vorteile die Mit-
gliedschaft hat. Das
überzeugt oftmals gera-
de auch dann, wenn sie
selber schlechte Erfah-
rungen gemacht haben,
sei es, dass sie zu ir-
gendwelchen Regressen
Stellung nehmen müssen,
oder wenn es um ar-
beitsrechtliche Dinge
geht. Durch ver.di haben
sie kostenlosen Rechts-
schutz. Da geht’s ja auch
um Rückgewinnung,
denn es betrifft häufig
ältere Kolleg/innen. Die
sagen, dass sie sparen
müssen. Doch dann sind
viele Dinge nicht mehr
abgedeckt, und sie wer-
den selbst zur Kasse ge-
beten. Bei der Rückge-
winnung sagen wir, du
hast einen kostenlosen
Rechtsschutz, du hast ei-
ne Freizeitunfallversiche-
rung und du hast als
Fahrer eine Unterstüt-
zung, wenn du Mitglied
in der GUV-Fakulta, der
gewerkschaftlichen Un-
terstützungseinrichtung
der DGB-Gewerkschaften
bist. Viele überlegen es
sich dann nochmal.

(hla) Rund 800 Berufbetreuer/innen
arbeiten in Hamburg. Sie sind selbst-
ständig, werden von den Betreu-
ungsgerichten bestellt, wenn diese
der Meinung sind, dass erwachsene
Menschen aufgrund von Krankheit
nicht mehr in der Lage sind, we-
sentlichePflichtendesAlltagsalleine
zu bewältigen. Wenn dann auch
Angehörige diese Aufgabe nicht er-
ledigen können oder wollen, sind
die Berufsbetreuer/innen gefragt.
Sie bekommen vom Gericht ver-
schiedeneAufgabenübertragen,da-
zu zählt die Vermögenssorge ebenso
wie die Gesundheitssorge oder die
VertretunggegenüberBehördenoder
bei Wohnungsangelegenheiten.

Seit 2005 ist die Vergütung dieser
verantwortungsvollenTätigkeitbun-
desweit nicht mehr erhöht worden.
Sie liegt bei 44 Euro brutto pro
Stunde für Berufsbetreuer/innen
mit abgeschlossenem Studium. Sind
„nur“ Vorkenntnisse aus einschlä-
giger Berufserfahrung vorhanden,
sinkt der Satz auf 33 Euro, ohne
Vorkenntnisse werden 27 Euro be-
zahlt. Davon müssen die Berufsbe-

treuer/innen auch noch Versiche-
rungen, Fahrtkosten, Steuern und
ihren Lebensunterhalt bezahlen,
sagt Friederike Jung, die seit zwei
Jahren als Berufsbetreuerin arbeitet.
„Eindeutig zu niedrig“, kommentiert
sie ihre Bezahlung, zumal sie ein
vielfältigesFachwissenebensobrau-
che wie Lebens- und Berufserfah-
rung.

In Hamburg ist sie eine der Mit-
begründer/innen des ersten ver.di-
Arbeitskreises für freiberuflich tätige

Berufsbetreuer/innen, sie leitet ihn
gemeinsam mit Klaus-Peter Kill. Als
langjährige ver.di-Mitglieder lag
diese Idee für sie nahe. Denn Be-
rufsbetreuer/innen arbeiten meist
auf sich allein gestellt. Findet ein
Austausch statt, dann geht es eher
in kleinen Gruppen um Fälle. Das
will der Arbeitskreis aufbrechen. Er
willnichtnureinebessereBezahlung
erreichen, sondern auch mehr ge-
sellschaftliche Anerkennung für den
Beruf. Ein weiteres Ziel ist, aus der
Tätigkeit einen Ausbildungsberuf
zu machen.

Eingeladen werden zu den Tref-
fen alle Berufsbetreuer/innen. Da
im Mittelpunkt der Treffen ein
Fachvortrag steht, können sie auch
über den Behördenverteiler ange-
kündigtwerden.Gleichzeitigwerden
aberauchsozialeNetzwerkegenutzt.
Zum ersten Treffen im vergangenen
Jahr kamen 20 Teilnehmende, mitt-
lerweile trifft sich der Arbeitskreis
alle zwei Monate. Der nächste
Termin ist am 14. März im Hambur-
ger DGB-Haus am Besenbinder-
hof 60.

Mehr Anerkennung erreichen
berufsbetreuer/innen – Erster ver.di-Arbeitskreis bundesweit in Hamburg gegründet

simona schulze
arbeitet bei der
deutschen post ag
in schönefeld, nieder-
lassung brief

m i t g l i e d e r
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(ml) Es bleibt dabei: ver.di kann nur
wachsen, wenn Aktive und Mitglie-
der helfen, neue Mitglieder zu wer-
ben und den Mut haben, Kollegen,
FreundeundBekannteanzusprechen.
Argumentationshilfen gibt es von
ver.di in vielfältiger Form: Flyer und
Broschüren sowie kurze Filme zum
Thema sind gebündelt zu finden auf
der ver.di-Homepage unter www.
verdi.de/ueber-uns/stark-mit-dir

Zudem wurde die Broschüre „Star-
ke Argumente – Stark im Gespräch“

neu aufgelegt. Sie liefert hilfreiches
Wissen rund um das Werbegespräch,
wie man es vorbereitet, den Kontakt
aufbaut, das Werbegespräch in
einem ruhigen Moment überzeu-
gend führt, Vertrauen schafft, Ein-
wände ernst nimmt und argumen-
tiert. Ein umfangreicher Teil zeigt
Einwände und Vorurteile auf, mit
denen man rechnen muss, und
liefert die passenden Gegenargu-
mente zu fünf Oberthemen: Kosten
undNutzen,Tarifpolitik,Gesellschaft

im Wandel, neuer Individualismus
und persönliche Befürchtungen. Die
Broschüre gibt es kostenlos als PDF
im Netz.

Für jedes geworbene Mitglied er-
halten Werber/innen eine Prämie
von 15 Euro. Es hat sich aber gezeigt,
dass viele diesen Anreiz nicht be-
nötigen, man muss sie nur über-
zeugen zu werben. Mit welchen Ar-
gumenten sie dann werben, das
zeigen mehrere Filme, aber auch,
warum sie es tun.

ver.di zum Wachsen bringen
mitgliederwerbung – Broschüre „Starke Argumente – Stark im Gespräch“ neu aufgelegt

Arbeitskreise
Bei den Selbstständigen von ver.di Ham-
burg gibt es derzeit sieben Arbeitskreise.
Dazu zählen neben den freiberuflichen
Berufsbetreuer/innen auch Honorarkräfte
an Schulen sowie in der Weiterbildung,
Selbstständige Designer/innen, Selbst-
ständige aus IT und EDV, Berater/innen,
Coaches und Trainer/innen sowie Solo-
selbstständige in der Ver- und Entsor-
gung.
http://selbststaendige-hamburg.
verdi.de/arbeitskreise

Stipendium der Hans-Böckler-Stiftung
förderung – Bewerbungsschluss für Sommersemester 2018 ist der 1. September 2017

(red.) ver.di-Mitglieder,die inVollzeit
oder auf dem Zweiten Bildungsweg
studieren und sich zugleich gewerk-
schaftlichodergesellschaftspolitisch
engagieren, können sich um ein Sti-
pendium der Hans-Böckler-Stiftung
bewerben. Dazu sollten sich Inter-

essierte unter www.boeckler.de/
stipendium die aktuellen Bewer-
bungsbögen herunterladen, sie aus-
füllen und beim für sie zuständigen
ver.di-Bezirk einreichen. Der leitet
sie an die ver.di-Bundesverwaltung
weiter. Bewerbungsschluss für Be-

werbungenfürdasSommersemester
2018 ist der 1. September, für das
folgende Wintersemester der 1. Fe-
bruar 2018. Ansprechpartner in der
ver.di-Bundesverwaltung ist Uwe
Wötzel, E-Mail uwe.woetzel@ver
di.de. Tel. 030/6956-1036.



Ernst
„Wo Patriotismus zu
Nationalismus wird,

wird es ernst und
gefährlich.”

Der zukünftige
Bundespräsident

Frank-Walter
Steinmeier im Interview
mit der „Süddeutschen

Zeitung“

Noch bis zum 16. März ist in der
ver.di-Bundesverwaltung in Berlin
die Ausstellung un.willkommen
@EU zu sehen. Veranstalter ist
das Kunstforum Bayern von ver.di,
Schirmherr der Ausstellung ist der
ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske. Zu
sehen sind die Exponate von 35
Kunstschaffenden aus Bayern. Sie
haben sich mit ihren Werken in sehr
unterschiedlicherkünstlerischerWei-
semitdenThemenFluchtundFlucht-
ursachen, Integration und Ausgren-
zung auseinandergesetzt. Zu sehen
sind die Exponate montags bis frei-
tags von 8 bis 19 Uhr im Foyer und
auf der Empore der ver.di-Bundes-
verwaltung. Die Finissage der Aus-
stellung findet am 15. März um 16.30
Uhr statt.
www.verdi-kultur.de

Im brasilianischen Minas Gerais
bricht der Damm eines Abwasser-
beckens einer Bergbaumine, hoch-
giftiger Schlamm überschwemmt die
Region. 250 000 Menschen sind von
der Trinkwasserversorgung abge-
schnitten. Junge Afrikaner erkranken
an giftigen Materialien beim Aus-
sortieren von Elektroschrott. In Asien
sterben junge Frauen bei Feuer und
Einstürzen von Textilfabriken. Tra-
gisch, aber weit weg.

Der Soziologe Stephan Lessenich
fokussiert in seinem Buch „Neben
uns die Sintflut“ die Problematik
nicht allein auf Konzernzentralen,
sondern nimmt die Gesellschaft der
Industriestaaten in die Verantwor-
tung. Der Wohlstand der reichen
Staaten geht zu Lasten der armen
Staaten – ohne das Wohlstandsge-
fälle in den reichen Staaten auszu-
blenden. Globalisierung kommt als
Nullsummenspiel: Wenn einer ge-
winnt, verliert der andere.

Lessenich spricht von Externali-
sierung: „Ausbeutung fremder

Ressourcen, Abwälzen von Kosten
auf Außenstehende, Aneignung der
Gewinne im Innern, Beförderung
deseigenenAufstiegsbeiHinderung
(bis hin zur Verhinderung) des Fort-
schreitensanderer.“Externalisierung
sei jene Logik, nach der das kapi-
talistische Weltsystem funktioniere.
Die Träger des Systems seien nicht
nur die Konzernlenker, sondern es
werde ebenso „getragen auch vom
stillenEinvernehmenundderaktiven
Beteiligunggroßergesellschaftlicher
Mehrheiten.“

Die Externalisierung ist im Großen
wie im Kleinen anzutreffen. Aus ei-
nem Betrieb werden Abgase unge-
filtert in die Luft geblasen, verun-
reinigte Abwässer ungereinigt in
den Fluss geleitet. Die Kosten der
Atemwegserkrankungen der An-
wohnerwerdenebensoexternalisiert
wie die Kosten, die aus der Umwelt-
katastrophe im Fluss entstehen. Pro-
duktionskosten werden externali-
siert, der Allgemeinheit aufgedrückt.
Kein Einzelbeispiel, Externalisierung

ist systemimmanent und zwar welt-
weit.

An Beispielen zeigt Lessenich in-
dustrielle Wertschöpfungsketten
und die sozialökologischen Des-
truktionspotenziale von Alltagspro-
dukten. Darin „spiegelt sich der
Preis unserer Lebensweise – ein
Preis, den wir nicht selbst zahlen,
sondern der anderswo entrichtet
werden muss“, macht er deutlich.
Die Folgen der Externalisierung
haben die Einbahnstraße zwi-
schenzeitlich verlassen. Das Pendel
schlage zurück, so der Autor; die
Externalisierung komme in die Wohl-
standsstaaten zurück, wenn ver-
mehrt Klimaflüchtlinge in die In-
dustriestaaten kommen.

Der Autor durchdringt die Proble-
matik akkurat, bringt provokant den
Konsumenten in Verlegenheit. Er
entwickelt hier fundiert sein Gedan-
kengebäude. Ihm geht es nicht da-
rum, eine Moralkeule zu schwingen,
sondern um Systemkritik.

Gunter Lange

stephan lessenich:
neben uns
die sintflut – die
externalisierungs-
gesellschaft und ihr
preis, hanser berlin,
224 seiten, 20 euro,
isbn 978-3446252950

Kritikpunkte an der Wachstumside-
ologie werden bei der Veranstaltung
Wachstum über alles – oder
darf’seinbisschenwenigersein?
in den Blick genommen. Dazu lädt
das Bildungswerk ver.di Hannover
am 7. März von 17.30 bis 19.30 Uhr
im Rahmen seiner Reihe After Work
Bildung in die ver.di-Höfe in Han-
nover ein. Nächstes Thema aus
dieser Reihe sind dann am 4. April
die Übergänge aus dem Berufs-
leben. Mehr Infos: www.bw-verdi.
de/vor-ort/hannover/bildungsange
bote-regional/after-work-bildung.
html

Das Projekt Herausforderung
Cloud und Crowd lädt für den
21. März zu seiner ersten Konferenz
nach München ein. Vorgestellt wer-
den im Rahmen der Veranstaltung

neueste Forschungsergebnisse, Er-
fahrungsberichte und Gestaltungs-
ansätze. Mehr Infos: http://cloud-
und-crowd.de/veranstaltungsanmel
dung

DieKonferenzfürAufsichtsräte,
veranstaltet von der Hans-Böckler-
Stiftung, findet am 29. und 30. Juni
in Berlin statt. Diskutiert werden
soll mit Vertreter/innen aus Politik
und Wirtschaft, was in keinem Re-
gierungsprogramm zur Zukunft der
Mitbestimmung fehlen darf. Aber
auch der Erfahrungsaustausch steht
im Mittelpunkt der Konferenz für
Aufsichtsräte, dazu werden ver-
schiedene Workshops organisiert.
Ein genaues Programm soll im Früh-
jahr veröffentlicht werden. Mehr
Infos: www.boeckler.de/veranstal-
tung_107066.htm

Leben auf Kosten anderer
– Analyse des sozialen Versagens unserer Weltordnung
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